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A. Problem 

Seit dem Frühjahr 1985 liegt eine EG-Richtlinie über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) von bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten (85/337 EWG) vor, die bis Juli 1988 in nationales 
Recht umgesetzt werden muß. Erklärtes Ziel einer UVP ist es, 
Umweltbelastungen von vornherein zu vermeiden, statt sie erst 
nachträglich in ihren Auswirkungen zu bekämpfen. Die EG-Richt-
linie selbst ist sehr weit formuliert und erlaubt bei ihrer Umsetzung 
jedem EG-Land im Alleingang über die in der Richtlinie formulier-
ten Mindestinhalte hinauszugehen. 

B. Lösung 

Damit die UVP zu einem zentralen Instrument vorsorgender Um-
weltpolitik wird, sollte die Umsetzung der EG-Richtlinie durch ein 
eigenständiges, umfassendes UVP-Gesetz erfolgen. Diese Vorge-
hensweise wird auch vom Rat von Sachverständigen für Umwelt

-

fragen in einer Stellungnahme zur Umsetzung der EG-Richtlinie 
vom November 1987 empfohlen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Mit einem Gesetz zur Durchführung der Umweltverträglichkeits-
prüfung werden erhebliche Kosten verbunden sein, die nach dem 
jetzigen Erkenntnisstand nicht abzuschätzen sind. Durch ein Ge-
setz zur Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung werden 
jedoch rechtzeitig Umweltzerstörungen verhindert und somit mit-
tel- und langfristig volkswirtschaftlich Kosten eingespart. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP-Gesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes folgendes Gesetz beschlossen: 

§1 

Grundsatz 

Entscheidungen über umwelterhebliche Tätigkei-
ten sind einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
zu unterziehen. Das Ergebnis ist in einer schriftlichen 
Umweltverträglichkeitserklärung (UVE) niederzule-
gen. 

§2 

Geltungsbereich des Gesetzes 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für die 
Behörden des Bundes und für die Behörden der Län-
der, Gemeinden und Gemeindeverbände, wenn diese 
Bundesrecht im Auftrag des Bundes ausführen. So-
weit eine UVP nicht durch Landesgesetz eingeführt 
ist, gelten die Vorschriften auch für Behörden der Län-
der, Gemeinden und Gemeindeverbände, wenn diese 
Bundesrecht als eigene Angelegenheit ausführen. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für Ent-
scheidungen über umwelterhebliche Tätigkeiten, die 
nach Maßgabe von Umweltschutzvorschriften, Bau-
und Planungsvorschriften sowie haushaltsrechtlichen 
Vorschriften und für Maßnahmen zur Vorbereitung 
der genannten Vorschriften durch die Bundesregie-
rung getroffen werden. Entscheidungen im Sinne die-
ses Gesetzes sind insbesondere 

1. raumbezogene Pläne und Programme, Fachpläne, 
Finanzierungspläne, Subventionsprogramme, For-
schungsprogramme, 

2. Planfeststellungen, Genehmigungen, Bewilligun-
gen, Zulassungen. 

(3) Umweltschutzvorschriften, Bau- und Planungs-
vorschriften und haushaltsrechtliche Vorschriften im 
Sinne von Absatz 2 sind die in der Anlage I zu diesem 
Gesetz aufgeführten Bundesgesetze sowie die auf 
Grund dieser Gesetze ergangenen Rechtsverordnun-
gen und die zur Durchführung dieser Gesetze erlasse-
nen allgemeinen Verwaltungsvorschriften. 

(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch für 
Entscheidungen über umwelterhebliche Tätigkeiten, 
die im Rahmen der nationalen Verteidigung getroffen 
werden. 

§3 

Begriffsbestimmungen 

(1) Eine Tätigkeit ist umwelterheblich, wenn sie 
geeignet ist, schädliche oder nachhaltige Auswirkun-
gen auf die Umwelt hervorzurufen. 

(2) Beteiligte im Sinne dieses Gesetzes sind die für 
die Entscheidung zuständige Behörde, die Träger der 
Tätigkeit sowie die Träger der öffentlichen Belange, 
die in ihren umweltschutzbezogenen Aufgaben be-
rührten Behörden und die anerkannten Umwelt-
schutzverbände, die sich im Verfahren äußern. 

§4 

UVP-Amt 

(1) Für die UVP ist das „Bundesamt für Umweltver-
träglichkeitsprüfungen" (UVP-Amt) zuständig, wenn 
Entscheidungen über umwelterhebliche Tätigkeiten 
im Rahmen der bundeseigenen Verwaltung getroffen 
werden. Das UVP-Amt wird im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit eingerichtet und untersteht dessen 
Rechtsaufsicht. 

(2) Das UVP-Amt hat neben der Durchführung der 
UVP insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Aufbau eines Dokumentationssystems über die ab-
geschlossenen UVP, das öffentlich zugänglich ist, 

2. Aufklärung der Öffentlichkeit über die die UVP 
betreffenden Fragen, 

3. Beobachtung, Dokumentation und Analyse, wie 
die Ergebnisse der UVE in die Entscheidung einge-
gangen sind, 

4. Erarbeitung von Kriterienkatalogen und Vorschlä-
gen zur Verbesserung der UVE, 

5. Veröffentlichung eines Tätigkeitsberichtes, wel-
cher dem Deutschen Bundestag vorzulegen ist, 

6. Dokumentation internationaler Erfahrungen mit 
der Durchführung von UVP, 

7. exemplarische Nachkontrollen und Evaluierung 
von umwelterheblichen Entscheidungen, für die 
eine UVP durchgeführt wurde. 

(3) Für Entscheidungen über umwelterhebliche Tä-
tigkeiten, die im Rahmen der Verwaltung der Länder, 
der Landkreise und der Gemeinden getroffen werden, 
sind die UVP-Ämter zuständig, die im Geschäftsbe-
reich der für Umweltschutz zuständigen Landesmini-
sterien errichtet sind und deren Rechtsaufsicht unter-
stehen, soweit die UVP nicht durch Landesgesetze 
eingeführt wurde. 
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(4) Die UVP-Ämter können andere Behörden, die 
vorrangig für Umwelt- und Naturschutzaufgaben zu-
ständig sind, für einzelne oder allgemein umschrie-
bene Fälle ganz oder teilweise mit der UVP beauftra-
gen. Die beauftragten Behörden unterstehen im Rah-
men ihres Auftrags der Fachaufsicht der UVP-Äm-
ter. 

§5 

Inhalt der Umweltverträglichkeitserklärung (UVE) 

(1) Die Umweltverträglichkeitserklärung (UVE) 
identifiziert, beschreibt und bewertet die unmittelba-
ren und mittelbaren Auswirkungen der umwelterheb-
lichen Tätigkeit und die darüber zu treffende Ent-
scheidung, und zwar hinsichtlich der folgenden Fak-
toren und Zusammenhänge: 

1. Boden, Wasser, Luft, Klima, Flora, Fauna, Natur-
haushalt, 

2. Landschaftsbild, Landschaftsgestalt, 

3. Menschen und Ökosystem, 

4. nachhaltige Leistungs-, Funktions- und Nutzungs-
fähigkeit des Naturhaushaltes und der in ihn inte-
grierten Ressourcen. 

(2) Die UVE muß eine Nullvariante und kann min-
destens eine in Betracht kommende Alte rnative zu der 
beabsichtigten umwelterheblichen Tätigkeit enthal-
ten. Von der Verpflichtung nach Satz 1 kann nur unter 
ausdrücklicher Zustimmung des UVP-Amtes abgewi-
chen werden. 

(3) Die UVE ist nach dem Vorbild der Anlage II auf-
zubauen. 

§6 

Eröffnung des UVP-Verfahrens 

(1) Hält die für die Entscheidung zuständige Be-
hörde die beabsichtigte Tätigkeit für umwelterheb-
lich, beantragt sie beim UVP-Amt die Durchführung 
einer UVP. Sie kann davon absehen, wenn die zu 
erwartenden Gesamtwirkungen auf die Umwelt nur 
im geringen Maße schädlich oder nachhaltig sind. In 
Zweifelsfällen entscheidet die zuständige Behörde im 
Einvernehmen mit dem UVP-Amt. 

(2) Erhält das UVP-Amt von dritter Seite Kenntnis, 
daß ein Entscheidungsprozeß über eine umwelterheb-
liche Tätigkeit eingeleitet worden ist, so kann es die 
Eröffnung des UVP-Verfahrens von der zuständigen 
Behörde verlangen. 

§7 

Untersuchungsbefugnisse 

(1) Mit der Beauftragung der UVP übermittelt die 
zuständige Behörde dem UVP-Amt diejenigen in ih-
rem Besitz befind lichen Unterlagen, die für eine UVP 
erforderlich sind. 

(2) Das UVP-Amt kann von der zuständigen Be-
hörde, dem Träger der Tätigkeit, den Trägern öffent-
licher Belange und den in ihren umweltschutzbezoge-
nen Aufgaben berührten Behörden verlangen, die in 
der Anlage III genannten Daten zu beschaffen und 
vorzulegen, soweit dies verhältnismäßig und ihnen 
rechtlich möglich ist. Die in Satz 1 bezeichneten Aus-
kunftspflichtigen haben den vom UVP-Amt dazu be-
auftragten Personen zur Prüfung ihrer Verpflichtun-
gen nach diesem Gesetz das Betreten des Grundstük-
kes, der Geschäfts- und Betriebsräume zu gestatten. 

(3) Soweit Unterlagen Geschäfts- und Betriebsge-
heimnisse enthalten, sind die Unterlagen zu kenn-
zeichnen und getrennt vorzulegen. Ihr Inhalt muß, 
soweit es ohne Preisgabe des Geheimnisses gesche-
hen kann, so ausführlich dargestellt sein, daß es Drit-
ten möglich ist, zu beurteilen, welche schädliche oder 
nachhaltige Auswirkung der Tätigkeit auf die Umwelt 
zu erwarten ist. 

(4) Das UVP-Amt kann die eingereichten Unterla-
gen durch weitere ergänzen. Es kann eigene For-
schungsarbeiten durchführen oder in Auftrag ge-
ben. 

§8 

Festlegung des Untersuchungsrahmens 

(1) Sofern für die Festlegung des Untersuchungs-
rahmens ausreichendes Datenmaterial zur Verfügung 
steht, entwirft das UVP-Amt nach dem Vorbild der 
Anlage IV einen Untersuchungsrahmen für die UVP 
und führt darüber ein Anhörungsverfahren durch. 

(2) Das UVP-Amt macht in seinem Amtsblatt, sofern 
vorhanden im Amtsblatt der für die Entscheidung zu-
ständigen Behörde oder Körperschaft und — bei örtli-
chem Bezug der Maßnahme — in Tageszeitungen, die 
im Bereich des Standortes oder des Bezugsraumes der 
Tätigkeit verbreitet sind, öffentlich bekannt, daß es 
die Festlegung eines Untersuchungsrahmens für eine 
UVP der bestimmten Tätigkeit beabsichtigt. In der 
Bekanntmachung ist 

1. darauf hinzuweisen, wo und in welchem Zeitraum 
der Entwurf und die sonstigen Unterlagen zur Ein-
sicht ausliegen, 

2. die Öffentlichkeit aufzufordern, Anregungen zum 
Untersuchungsrahmen bis zu zwei Wochen vor 
dem Erörterungstermin vorzubringen, 

3. einen Erörterungstermin zu bestimmen. 

(3) Der Entwurf des Untersuchungsrahmens und die 
Unterlagen, die zu seiner Beurteilung erforderlich 
sind, sind mit Ausnahme der Unterlagen nach § 7 
Abs. 3 einen Monat beim UVP-Amt, bei der für die 
Entscheidung zuständigen Behörde sowie — bei örtli-
chem Bezug der Tätigkeit — bei geeigneten Gemein-
den zur Einsicht auszulegen. 

(4) Personen, die in diese Unterlagen Einsicht neh-
men, ist es gestattet, die Unterlagen auf eigene Kosten 
zu kopieren. 



Drucksache 11/1844 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

(5) Während der Auslegungsfrist holt das UVP-Amt 
bei den Behörden, Trägern öffentlicher Belange und 
den anerkannten Umweltschutzverbänden, deren 
Aufgabenbereich betroffen ist, Anregungen zur Fest-
stellung des Untersuchungsrahmens ein. 

(6) Bis zu zwei Wochen vor dem Erörterungstermin 
kann jeder Anregungen zur Entwicklung des Unter-
suchungsrahmens in schriftlicher Form beim UVP

-

Amt einreichen. 

(7) Innerhalb eines Monats nach Ende der Ausle-
gungsfrist führt das UVP-Amt eine öffentliche Erörte-
rung zur Entwicklung des Untersuchungsrahmens für 
die UVE durch. 

(8) Im Anschluß an die Erörterung ist vom UVP-Amt 
auf der Grundlage der schriftlich eingereichten und 
mündlich vorgetragenen Eingaben ein Ergebnispro-
tokoll zu erstellen. Dieses Protokoll ist allen Personen 
und Behörden, die sich durch Anregungen am Verfah-
ren beteiligt haben, innerhalb eines Monats zuzusen-
den. 

(9) Nach Vorlage des Ergebnisprotokolls und nach 
Auswertung aller Unterlagen beschließt das UVP

-

Amt innerhalb eines Monats den Untersuchungsrah-
men für die UVE. Dieser legt den Umfang, den Aufbau 
und die Beurteilungsmaßstäbe fest, an denen die UVP 
auszurichten ist. 

(10) Der beschlossene Untersuchungsrahmen wird 
innerhalb von vier Wochen vom UVP-Amt den Betei-
ligten und denen, die Eingaben eingereicht haben, 
zugesandt und im Amtsblatt veröffentlicht. 

§ 9 

Erarbeitung der UVE 

Ist der Untersuchungsrahmen beschlossen, stellt 
das UVP-Amt die erforderlichen Untersuchungen an 
und erarbeitet die UVE. Es kann sich dabei fachkun-
diger Dritter bedienen. 

§ 10 

Weiterleitung und Erörterung der UVE 

(1) Handelt es sich bei der Entscheidung um eine 
solche, die in einem förmlichen Verwaltungsverfah-
ren getroffen wird, so ist die UVE der für die Entschei-
dung zuständigen Stelle zuzuleiten, die sie gegebe-
nenfalls der Anhörungsbehörde weitergibt. Die UVE 
ist Bestandteil der im Anhörungsverfahren auszule-
genden und zu erörternden Unterlagen. Das UVP

-

Amt ist an dem Anhörungsverfahren zu beteiligen. 

(2) In den anderen Fällen führt das UVP-Amt ein 
Anhörungsverfahren entsprechend § 8 durch. 

(3) Das UVP-Amt überarbeitet die UVE auf der 
Grundlage des Anhörungsverfahrens und leitet die 
überarbeitete UVE der für die Entscheidung zuständi-
gen Behörde zu.  

§ 11 

Bindungswirkung der UVE 

(1) Die für die Entscheidung zuständige Behörde ist 
bei ihrer Entscheidung an die in der UVE festgestell-
ten Tatsachen gebunden. Sie darf davon nur im Ein-
vernehmen mit dem UVP-Amt abweichen. 

(2)Die für die Entscheidung zuständige Behörde hat 
bei ihrer Entscheidung die in der UVE getroffene Be-
wertung und Empfehlung zu berücksichtigen. Abwei-
chungen sind in der Entscheidung schriftlich zu be-
gründen. Die Entscheidung und ihre Begründung ist 
den Beteiligten zuzustellen. 

§ 12 

Grenzüberschreitende Umweltauswirkung 

Liegen Anhaltspunkte dafür vor, daß eine Tätigkeit 
im Hinblick auf einen ausländischen Staat umwelter-
heblich sein könnte, so ist der Staat wie ein inländi-
scher Träger öffentlicher Belange an dem UVP-Ver-
fahren zu beteiligen. Die Einwohner des betreffenden 
Staates haben die gleiche Rechtsstellung wie Einwoh-
ner der Bundesrepublik Deutschland. Die Bekannt-
machung gemäß § 8 Abs. 2 hat auch in geeigneten 
Publikationsorganen in dem ausländischen Staat zu 
erfolgen. 

§ 13 

Akteneinsichtsrecht 

Jede/r ist berechtigt, die ein bestimmtes UVP-Ver-
fahren betreffenden Akten einzusehen. 

§ 14 

Verbandsklage/Kostenerstattung 

(1) Verstöße gegen dieses Gesetz können die aner-
kannten Umweltschutzverbände im Verwaltungs-
rechtsweg geltend machen. 

(2)Das UVP-Amt erstattet den Verbänden die ihnen 
aus der Beteiligung am UVP-Verfahren erwachsenen 
notwendigen Kosten. 

§ 15 

Gebühren 

(1) Das UVP-Amt erhebt in den Fä llen des § 10 
Abs. 1 eine Gebühr. Gebührenschuldner ist der An-
tragsteller im Ausgangsverfahren. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, für die 
Bemessung der Gebührenhöhe eine Gebührenord-
nung aufzustellen. 
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§ 16 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset-
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 17 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Bis zur Einrichtung der für die UVP nach Maß-
gabe dieses Gesetzes zuständigen Ämter werden de-
ren Aufgaben vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und den für Um-
weltschutz zuständigen Landesministerien wahrge-
nommen.  

Bonn, den 19. Februar 1988 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Schmidt-Bott, Frau Vennegerts und Fraktion 
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Anlage I 

Umweltschutzvorschriften im Sinne von § 2 Abs. 3: 

1. Die Vorschriften über die Abfallentsorgungspläne 
(§ 6), die Errichtung und den Bet rieb von Abfall-
entsorgungsanlagen (§§ 7 ff.), das Aufbringen von 
Abwasser und ähnlichen Stoffen auf landwirt-
schaftlich genutzte Böden (§ 15) im Abfallgesetz 
vom 27. August 1986 (BGBl. III 2129-15), 

2. das Abwasserabgabengesetz vom 13. September 
1976 (BGBl. III 753-9), 

3. das Altölgesetz in der Fassung vom 11. Dezember 
1979 (BGBl. III 2129-3), 

4. die Vorschriften über die Aufgaben der öffentli-
chen Eisenbahnen (§ 4) im Allgemeinen Eisen-
bahngesetz vom 29. März 1951 (BGBl. III 930-1), 

5. die Vorschriften über die Ein- und Ausfuhr von 
Kernbrennstoffen (§ 3), die Beförderung von 
Kernbrennstoffen (§§ 4, 4 b), die Genehmigung 
zur Aufbewahrung von Kernbrennstoffen (§ 6), 
die Genehmigung von Anlagen (§§ 7 ff.), die Bear-
beitung, Verarbeitung und sonstige Verwendung 
von Kernbrennstoffen außerhalb genehmigungs-
pflichtiger Anlagen (§ 9), die Verwertung radio-
aktiver Reststoffe und Beseitigung radioaktiver 
Abfälle (§§ 9 a ff.) im Atomgesetz in der Fassung 
vom 15. Juli 1985 (BGBl. III 751-1), 

6. die Vorschriften über die Begrenzungen und Ver-
bote von Zusätzen mit Metallverbindungen (§ 2) 
im Benzinbleigesetz vom 5. August 1971 
(BGBl. III 2129-5), 

7. die Vorschriften über die Genehmigungsvoraus-
setzungen (§§ 4 ff.),  die nicht genehmigungsbe-
dürftigen Anlagen (§§ 22 ff.) im Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz vom 15. März 1974 (BGBl. III 
2129-8), 

8. die Vorschriften über die Landschaftsplanung 
(§§ 5, 6), die Eingriffe in Natur und Landschaft 
(§§ 8, 9) im Bundesnaturschutzgesetz vom 
12. März 1987 (BGBl. III 791-1), 

9. die Vorschriften über die Aufgaben und Grund-
sätze der forstlichen Rahmenplanung (§§ 6, 7, 8), 
die Erhaltung des Waldes (§ 9) im Bundeswaldge-
setz vom 2. Mai 1975 (BGBl. III 790-18), 

10. die Vorschriften über die Anmeldepflicht von 
Stoffen (§§ 4 bis 12) im Chemikaliengesetz vom 
16. September 1980 (BGBl. III 8053-6), 

11. die Vorschriften über das Inverkehrbringen von  
DDT (§§ 1, 6) im DDT-Gesetz vom 7. August 1972 
(BGBl. III 2121-9), 

12. die Vorschriften über die Zulassung von Dünge-
mitteltypen (§ 2) im Düngemittelgesetz vom 
15. November 1977 (BGBl. III 7820-2), 

13. die Vorschriften über die Festsetzung der Lärm-
schutzbereiche (§ 4) im Fluglärmgesetz vom 
30. März 1971 (BGBl. III 2129-4), 

14. die Vorschriften über die Genehmigung von Flug-
plätzen (§§ 6 bis 12) im Luftverkehrsgesetz in der 
Fassung vom 14. Januar 1981 (BGBl. III 96-1), 

15. die Vorschriften über die Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln (§§ 6 ff.), das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln (§§ 11 'bis 23), das 
Inverkehrbringen von Pflanzenschutzgeräten 
(§§ 24 ff.) im Pflanzenschutzgesetz in der Fassung 
vom 2. Oktober 1975 (BGB1. III 7823-3), 

16. die Vorschrift über das Inverkehrbringen von 
Waschmitteln (§ 9) im Wasch- und Reinigungs-
mittelgesetz vom 5. März 1987 (BGBl. III 753-8), 

17. die Vorschriften über die Erlaubnis (§ 7), die An- 
forderungen an das Einleiten von Abwasser 
(§ 7 b), die Bewilligung (§§ 8 ff.),  die Zulassung 
vorzeitigen Beginns (§ 90a), Planfeststellungen 
und bergrechtliche Betriebspläne (§ 14), die Pläne 
zur Abwasserbeseitigung (§ 18a), Bau und Be

-

trieb von Abwasseranlagen (§ 18 b), Genehmi-
gung von Rohranlagen zum Befördern wasserge-
fährlicher Stoffe (§§ 19 a ff.), den Ausbau (§ 31), 
die wasserwirtschaftlichen Rahmenpläne (§ 36), 
die Bewirtschaftungspläne (§ 36 b) im Wasser-
haushaltsgesetz in der Fassung vom 23. Septem-
ber 1986 (BGBl. III 753-1), 

18. das Gesetz über die Beförderung gefährlicher Gü-
ter vom 6. August 1975 (BGBl. III 9241-23), 

19. Die Vorschriften über die Erlaubnis und Bewilli-
gung (§§ 7, 8), über die Zulegung (§§ 35 ff.) und 
über den Betriebsplan (§§ 50 ff.) im Bundesberg-
gesetz vom 13. August 1980 (BGBl. III 750-15). 

Bau- und Planungsvorschriften im Sinne von § 2 
Abs. 3: 

1. Die Vorschrift über die Planfeststellung im Bundes-
bahngesetz vom 13. Dezember 1951 (BGBl. III 
931-1), 

2. die Vorschriften über den Flächennutzungsplan 
(§§ 5, 6), den Bebauungsplan (§§ 8 bis 13), die Zu-
lässigkeit von Vorhaben (§§ 29, 30, 31, 34, 35) im  
Baugesetzbuch vom 8. September 1986 (BGBl. III 
213-1), 

3. die Vorschriften über Planungen (§ 13), Planfest

-

stellungen, Genehmigung und vorläufige Anord-
nung (§ 14), die Strom- und schiffahrtspolizeiliche 
Genehmigung (§ 31) im Bundeswasserstraßenge-
setz vom 2. April 1968 (BGB1. III 940-9), 

4. die Vorschriften über die Anordnung der Flurberei-
nigungen (§ 4), die Neugestaltung des Flurbereini-
gungsgebiets (§ 37), den Flurbereinigungsplan 
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(§§ 56 ff.), das vereinfachte Flurbereinigungsver-
fahren im Flurbereinigungsgesetz in der Fassung 
vom 16. März 1976 (BGBl. III 7815-1), 

5. das Gesetz über den Bau und den Bet rieb von Ver-
suchsanlagen zur Erprobung von Techniken für 
den spurgeführten Verkehr vom 29. Januar 1976 
(BGBl. III 930-7), 

6. die Vorschriften über die Planfeststellung (§ 28) im 
Personenbeförderungsgesetz vom 21. März 1961 
(BGBl. III 9240-1), 

7. die Vorschriften über die Grundsätze der Raumord-
nung (§ 2) im Raumordnungsgesetz vom 8. Ap ril 
1965 (BGBl. III 2300-1), 

8. die Vorschriften über das Beschaffungsrecht (§ 1), 
die Planprüfung (§§ 31 ff.)im Landbeschaffungsge-
setz vom 23. Februar 1957 (BGBl. III 54-3). 

Haushaltsrechtliche Vorschriften im Sinne von § 2 
Abs. 3: 

1. Die Vorschriften über den Haushaltsplan (§§ 2 ff.) 
im Haushaltsgrundsätzegesetz vom 19. August 
1969 (BGBl. III 63-14), 

2. die Vorschriften über den Haushaltsplan (§§ 1 ff.) in 
der Bundeshaushaltsordnung vom 19. August 1969 
(BGBl. III 63-1). 
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Anlage II 

Aufbau der Umweltverträglichkeitserklärung 

Eine Umweltverträglichkeitserklärung hat dem Stand 
des Wissens zu entsprechen. Bei Erkenntnisunsicher-
heit hat sie auch das nicht vollständig gesicherte Wis-
sen über Umweltgefährdungen zu berücksichtigen. 

Die UVE ist als eigenständiges Dokument vorzulegen. 
Sie soll klar gegliedert sein und sich durch eine gut 
verständliche und übersichtliche Darstellung aus-
zeichnen. 

1 	Titel 

2 	Liste der Verfasser 

3 	Inhaltsverzeichnis 

4 	Allgemeines 
4.1 Problemdarlegung 
4.2 Kurzbeschreibung der beabsichtigten Tätig-

keit 
4.3 Zielsetzung der beabsichtigten Tätigkeit 

5 	Kontext der Tätigkeit 
5.1 Vorgeschichte, Zustandekommen 

5.2 Begründung der Notwendigkeit und des Be-
darfs der Tätigkeit (soweit rechtlich vorgese-
hen) 

5.3 Begründung der Wahl des Standortes bzw. Gel-
tungsbereichs 

6 	Untersuchungsgebiet 
6.1 Abgrenzung des Untersuchungsgebietes 

6.2 Umweltrelevante Programme und Planungen 
zum Untersuchungsgebiet 

6.3 Zustandsanalysen des Untersuchungsgebietes 

6.3.1 Allgemeine Gebietsbeschreibung 

6.3.2 Umweltmedien (Boden, Wasser ...) 

6.3.3 Flora, Fauna, Ökosysteme 

6.3.4 Nutzungssysteme 	(Landwirtschaft, 	Ver

-

kehr ... ) 
6.3.5 Kulturelle und soziale Besonderheiten 

6.4 Vorbelastungen des Untersuchungsgebietes 
6.4.1 Belastungen der Umweltmedien 

6.4.2 Belastungen von Flora, Fauna, Ökosystemen 

6.4.3 Nutzungskonflikte, Beeinträchtigungen von 
Nutzungen 

6.4.4 Ressourcenübernutzungen 
6.4.5 Gefährdungspotentiale (z. B. Sondermülldepo-

nien, Kernkraftwerke ... ) 
6.5 Geplante Gebietsentwicklung, geplante Nut-

zungen, absehbare Konflikte 

7 	Auf das Untersuchungsgebiet bezogene Dar

-

stellung der angestrebten Tätigkeit (es ist die 
nach Anlage I zusammengestellte Daten-
grundlage zu verwenden) 

7.1 Lebenszyklus 

7.1.1 Erstellungsphase 

7.1.2 Durchführungsphase 

7.1.3 Beendigungsphase 

7.2 Beschreibung von Alternativen (dies hat, evtl. 
mit reduzierter Genauigkeit, nach dem in 7.1 
geforderten Schema zu erfolgen) 

8 	Auf das Untersuchungsgebiet bezogene Wir

-

kungsabschätzungfür die beabsichtigte Tätig

-

keit und die betrachteten Alternativen 
8.1 Festlegung der Fragestellungen und Vorgaben 

der für die Wirkungsprognose durchzuführen

-

den Szenarien 

8.1.1 Unmittelbare und mittelbare Wirkungen auf 
die Umwelt (Klima, Boden, Wasser, Luft, Flora, 
Fauna, Ökosysteme, Mensch, Nutzungssy-
steme . . .) 

8.1.2 Durch die angestrebte Tätigkeit ausgelöste Fol-
geverhalten und ihre Einwirkungen auf die 
Umwelt (einschließlich der Wirkungen auf 
Mensch und Nutzungssysteme) 

8.1.3 Zu erwartende oder mögliche neu entstehende 
Nutzungskonflikte 

9 	Bewertung der angestrebten Tätigkeit und der 
betrachteten Alternativen 

9.1 Festlegung von auf das Untersuchungsgebiet 
bezogenen Bewertungsmaßstäben 

9.1.1 Kriterien für die Beurteilung von akuten und 
schleichenden Umweltbelastungen 

9.1.2 Maßstäbe zur Beurteilung von Gefährdungspo-
tentialen 

9.1.3 Maßstäbe zur Bewe rtung der Ressourcenüber-
nutzung 

9.1.4 Festlegung von Abwägungs- und Entschei-
dungsregeln 

9.2 Bewertung der Tätigkeit und der be trachteten 
Alternativen in bezug auf die in 9.1 formulier-
ten Maßstäbe 

9.2.1 Absolute Beurteilung der angestrebten Tätig-
keit 

9.2.2 Auf die betrachteten Alternativen relativierte 
Bewertung der angestrebten Tätigkeit 

9.2.3 Grobschätzung der Entwicklungstrends im Un-
tersuchungsgebiet im Hinblick auf akute sowie 
schleichende Umweltbelastungen, Risikopo-
tentiale und Ressourcenübernutzung (diese Be-
wertung erfolgt für die angestrebte Tätigkeit, 
die Nullvariante, die be trachteten Alternati-
ven) 

10 Zusätzliche Maßnahmen zur Verminderung 
von Umweltwirkung und geplante Sanierun-
gen 
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10.1 Beschreibung der zusätzlichen Maßnahmen 
und Sanierungskonzepte 

10.2 Prognose ihrer Umweltwirkungen 
10.3 Beurteilung der von ihnen zu erwartenden um-

weltverbessernden Effekte 

11 Zusammenfassung und Grenzen des technisch 
Möglichen, der offenen Probleme und Kennt-
nislücken 

12 Abschließende Beurteilung der Umweltver-
träglichkeit der angestrebten Tätigkeit unter 
Berücksichtigung der Nullvariante und der 
betrachteten Alternativen 

13 	Empfehlung an die federführende Stelle 
13.1 Grundsätzliches (Einstufung der Erheblichkeit 

der zu erwartenden Belastungen sowie Zustim-
mung, Verweigerung der Zustimmung, Emp-
fehlung, die angestrebte Tätigkeit durch eine 
der betrachteten Alternativen zu ersetzen . . .) 

13.2 Auflagen 

13.3 Vorschläge für sonstige Modifikationen der an-
gestrebten Tätigkeit 

13.4 Festlegung von Kriterien und Indikatoren, an-
hand derer Erfolgs- bzw. Nachkontrollen 
durchzuführen sind 

13.5 Schätzung der durch die Empfehlung des UVP
-Amtes entstehenden Mehrkosten 

14 Nichttechnische Zusammenfassung 

15 Allgemeine Anlagen 

15.1 Liste der durchgeführten Messungen, Meßpro-
gramme und empirischen Untersuchungen 

15.2 Liste der beteiligten und zu beteiligenden Insti-
tutionen und Personen 

15.3 Liste der notwendigen und der vorliegenden 
Bewilligungen, Erlaubnisse und Genehmigun-
gen 

16 Verwendete Quellen 
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Anlage III 

Datengrundlage zur Umweltverträglichkeitsprüfung 

1 	Grundlagen der Entscheidung über die um
-welterhebliche Tätigkeit 

1.1 	Begründung für die Notwendigkeit oder 
den Bedarf der Tätigkeit (soweit rechtlich 
vorgesehen) 

1.2 	Begründung für den gewählten Standort 
bzw. Geltungsbereich der Tätigkeit 

2 	Beschreibung der Tätigkeit und ihrer Wir

-

kungen einschließlich möglicher Alternati-
ven 

2.1 	Allgemeines 

2.1.1 	Ziele der Tätigkeit 

2.1.2 	Für die Ausübung der Tätigkeit vorgese

-

hene Technologien 

2.1.3 	Alternativen zur vorgesehenen Tätigkeit 

2.2 	Ablauf der vorgesehenen Tätigkeit 

2.2.1 	Vorbereitung der Tätigkeit 

2.2.1.1 	Flächenbedarf (z. B. Baustelle, Zufahrts

-

wege, Rohstoffentnahmestellen . . .) 

2.2.1.2 	Ressourcenbedarf (Wasser, Rohstoffe ...), 
Art und Weise der Ressourcenbeschaffung 

2.2.1.3 Energiebedarf, Art und Weise der Energie-
bereitstellung 

2.2.1.4 Stoff- und Energiebilanz für den Vorberei-
tungsprozeß 

2.2.1.5 Art und Quantität von Kuppelprodukten, 
Emissionen und Abfällen aus dem Vorberei-
tungsprozeß 

2.2.1.6 Art und Beseitigung eventueller Bau- und 
Rohstoffentnahmestellen 

2.2.1.7 Wege und Verkehrsaufkommen für Roh-
stoff- und Materialtransport 

2.2.1.8 Wege und Verkehrsaufkommen für den 
Transport von Abfällen 

2.2.1.9 Dauer des Vorbereitungszeitraumes 

2.2.1.10 Risikopotential des Erstellungsprozesses 

2.2.2. 	Durchführung der Tätigkeit 

2.2.2.1 Flächenbedarf (Nutzfläche, Zufahrtswege, 
Rohstoffentnahmestellen . . .) 

2.2.2.2 	Ressourcenbedarf (Wasser, Rohstoffe . . .) 

2.2.2.3 Energiebedarf, Art und Weise der Energie-
bereitstellung 

2.2.2.4 Stoff- und Energiebilanz für die Ausübung 
der Tätigkeit 

2.2.2.5 Beschreibung des typischen Ablaufes ein-
schließlich der Entsorgung des Produktes 
(bei Produktionsprozessen) 

2.2.2.6 Art und Quantität von Kuppelprodukten, 
Emissionen und Abfällen 

2.2.2.7 Art und Weise der Beseitigung von Kuppel-
produkten, Emissionen und Abfällen 

2.2.2.8 Wege und Verkehrsaufkommen für den 
Rohstoff- und Materialtransport 

2.2.2.9 Wege und Verkehrsaufkommen, die durch 
die Ausübung der Tätigkeit bedingt sind 

2.2.2.10 Wege und Verkehrsaufkommen für den 
Transport von Abfällen 

2.2.2.11 Dauer des Zeitraumes der Ausübung der 
Tätigkeit 

2.2.2.12 Risikopotential der Ausübung der Tätig-
keit 

2.2.3 	Beendigung der Tätigkeit 

2.2.3.1 Vorgesehene Aktivitäten oder Maßnah-
men 

2.2.3.2 Flächenbedarf 

2.2.3.3 Ressourcenbedarf 

2.2.3.4 Energiebedarf, Art und Weise der Energie-
bereitstellung 

2.2.3.5 Stoff- und Energiebilanz für den Beendi-
gungs- bzw. Stillegungsprozeß 

2,2.3.6 Art und Quantitäten von Kuppelprodukten, 
Emissionen und Abfällen 

2.2.3.7 Art und Weise der Beseitigung von Kuppel-
produkten, Emissionen und Abfällen 

2.2.3.8 Wege und Verkehrsaufkommen für die Be-
endigung der Tätigkeit 

2.2.3.9 Dauer des Zeitraumes der Beendigung der 
Tätigkeit 

2.2.3.10 Risikopotential der Beendigung der Tätig-
keit 

2.2.3.11 Dauer des Zeitraumes, in dem ein von der 
Tätigkeit verursachtes Gefährdungspoten-
tial besteht 

2.3 	Beschreibung des Standortes bzw. des Gel

-

tungsbereichs und des Wirkungsgebietes 
der Tätigkeit 

2.3.1 	Abgrenzung und Beschreibung des Stand

-

ortes bzw. des Geltungsbereichs der Tätig-
keit 

2.3.2 	Auswirkungsspezifische Abgrenzung des 
sinnvollerweise in die Untersuchung einzu-
beziehenden Gebietes 

2.3.3 	Zustandsanalyse des Untersuchungsgebie

-

tes 

2.3.3.1 Ökologische Beschreibung des Untersu-
chungsgebietes (Boden, Wasser, Luft, 
Klima, Flora, Fauna, Ökosysteme . . .) 

2.3.3.2 Natürliche, kulturelle, soziale, ökonomische 
Faktoren, die im Untersuchungsgebiet von 
besonderer Bedeutung sind 

2.3.3.3 Im Untersuchungsgebiet vorhandene Nut-
zungen 

2.3.4 	Umweltbezogene Vorbelastungen des Un

-

tersuchungsgebietes 
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2.3.4.1 Beschreibung von Belastungen in bezug auf 
umweltmediale Bereiche Boden, Wasser, 
Luft und Klima 

2.3.4.2 Beschreibung der Belastungen von Flora, 
Fauna und Ökosystemen 

2.3.4.3 Beschreibung der Belastungen in bezug auf 
menschliches Wohlbefinden und Gesund-
heit 

2.3.4.4 Darstellung bestehender Nutzungskon-
flikte 

2.3.4.5 Darstellung bestehender Übernutzungen 
vorhandener Ressourcen 

2.3.4.6 Darstellung bereits vorhandener Gefähr-
dungspotentiale 

2.3.5 	Vorliegende Programme, Pläne und ge

-

plante Nutzungsänderungen 

2.3.5.1 Für den Standort bzw. den Geltungsbereich 
der angestrebten Tätigkeit 

2.3.5.2 Für den Wirkungsraum der angestrebten 
Tätigkeit 

2.3.6 	Ansprüche an die Umwelt am Standort bzw. 
im Geltungsbereich und im Wirkungsge-
biet 

2.3.6.1 	Faktoren, die für die Erstellungsphase erfor

-

derlich sind, insbesondere Boden, Wasser, 
Luft und natürliche Ressourcen (Art, 
Menge, zeitliche Nutzung) sowie Flächen-
bedarf (Gebäude, Lager, Verkehrsflächen, 
Deponien ...) 

2.3.6.2 Faktoren, die für die Durchführungsphase 
erforderlich sind, insbesondere Boden, Was-
ser, Luft und natürliche Ressourcen (Art, 
Menge, zeitliche Nutzung) sowie Flächen-
bedarf (Gebäude, Lager, Verkehrsflächen, 
Deponien ...) 

2.3.6.3 Faktoren, die für die Beendigung der Tätig-
keit erforderlich sind, insbesondere Boden, 
Wasser, Luft und natürliche Ressourcen 
(Art, Menge, zeitliche Nutzung) sowie Flä-
chenbedarf (Gebäude, Lager, Verkehrsflä-
chen, Deponien ... ) 

2.4 	Folgen 

2.4.1 	Folgetätigkeiten der angestrebten Tätig

-

keit 

2.4.1.1 Art und Umfang von Folgetätigkeiten, die 
durch die angestrebte Tätigkeit ausgelöst 
werden 

2.4.1.2 Korrekturen und Veränderungen an beste-
henden Programmen, Planungen und Nut-
zungen, die durch die angestrebte Tätigkeit 
notwendig werden 

2.4.1.3 Neu hinzukommende Nutzungen 

2.5 	Wirkungen 

2.5.1 	Zu erwartende direkte und indirekte, kurz-, 
mittel- und langfristige Auswirkungen auf 
die Umwelt im Untersuchungsgebiet 

2.5.1.1 Zu erwartende Immissionen im Untersu-
chungsgebiet (Verschmutzung von Wasser, 

Boden und Luft; Lärm, Erschütterungen, 
Licht, Wärme, Radioaktivität, elektroma-
gnetische Felder . . .) 

2.5.1.2 Lage und Größe der in Anspruch genomme-
nen Flächen 

2.5.1.3 Veränderungen von Klima, Boden, Wasser, 
Luft 

2.5.1.4 Veränderungen von Flora, Fauna und Öko-
systemen 

2.5.1.5 Zu erwartende Beeinträchtigungen des 
menschlichen Wohlbefindens und der Ge-
sundheit im Untersuchungsgebiet 

2.5.1.6 Zu erwartende Beeinträchtigungen gegen-
wärtiger und zukünftiger Nutzungen im Un-
tersuchungsgebiet 

2.5.13 Zu erwartende Verringerung der Ressour

-

cenbasis im Untersuchungsgebiet 

3 	Folgemaßnahmen 

3.1 	Vorgesehene Zusatz- und Sondermaßnah

-

men zur Verminderung von Umweltwirkun-
gen 

3.2 	Möglicherweise erforderlich werdende 
Maßnahmen zur Umweltsanierung 

3.2.1 	Im Normalbetrieb 

3.2.2 	Bei einem Unfall (spezifiziert nach Unfallty

-

pen) 

4 	Zusammenstellung von Informationsquel

-

len, Zusatzinformationen sowie von metho-
dischen und organisatorischen Angaben 
zum UVP-Verfahren 

4.1 	Kosten und Finanzierung der Tätigkeit (ent

-

fällt bei p rivaten Aktoren) 

4.2 	Auflistung der vorhandenen, die Tätigkeit 
berührenden Programme und Pläne 

4.3 	Auflistung von modellhaften, bereits vorlie

-

genden UVE von gleichartigen Tätigkei-
ten 

4.4 	Liste der bereits durchgeführten Untersu

-

chungen und Messungen 

4.5 	Liste der anzuwendenden Methoden im 
Hinblick auf Messung, Abschätzungen und 
Beschreibung von Umweltfolgen 

4.6 	Liste der zuständigen oder in ihren Belan

-

gen berührten Behörden 

4.7 . 	Liste der notwendigen Bewi lligungen, Er

-

laubnisse und Genehmigungen 

4.8 	Liste aller verwendeten Quellen 

5 	Nichttechnische Zusammenfassung zu den 
Ziffern 1 bis 3 

6 	Nennung von technischen Grenzen, Kennt

-

nislücken und offenen Problemen in Hin-
sicht auf die Durchführbarkeit der ange-
strebten Tätigkeit 
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Anlage IV 

Untersuchungsrahmen für die Umweltverträglichkeitsprüfung 

Insbesondere sollen im Untersuchungsrahmen hin-
sichtlich der folgenden Aspekte klare Festlegungen 
und Aufgabenbeschreibungen vorgenommen wer-
den: 

1. Fragestellung und Zielsetzung der Untersu-
chung 

2. Zu untersuchende Alternativen und Lösungsvari-
anten 

3. Vorläufige Abgrenzung des Untersuchungsbe-
reichs 

4. Liste der zu beachtenden Programme und Planun-
gen 

5. Zusammenstellung von notwendigen, noch zu be-
schaffenden Daten 

6. Identifikation der wichtigsten zu beachtenden 
Wirkfaktoren und Wirkungsbereiche 

7. Besondere oder zusätzliche Aspekte, die bei der 
Wirkungserfassung zu beachten sind 

8. Zu untersuchende zusätzliche Vermeidungsstra-
tegien oder Sanierungsmaßnahmen 

9. Fragestellungen und Vorgaben für Szenarien, die 
skizzenhaft oder detailliert auszuarbeiten sind 

10. Anzuwendende fallspezifische Maßstäbe zur Be-
urteilung und Bewertung von Umweltverände-
rungen, Belastungen, Risiken und Ressourcenver-
brauch 

11. Festlegung von anzuwendenden Untersuchungs-
techniken (Messungen, Befragungen, Schätzver-
fahren, Prognosetechniken) 

12. Nennung von Institutionen und Personen, die als 
Informanten in die Untersuchung einzubeziehen 
sind 

13. Liste von bereits am Verfahren beteiligten Institu-
tionen und Personen 

14. Liste der zuständigen Behörden 

15. Liste der notwendigen Bewilligungen, Erlaub-
nisse und Genehmigungen 

16. Schätzung der voraussichtlichen Kosten und des 
Zeitbedarfs für die Erstellung der Umweltverträg-
lichkeitserklärung 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften (EG) hat 
am 27. Juni 1987 eine „Richtlinie über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten" (Amtsblatt der EG vom 5. Juli 
1985, Nr. L 175/40 ff.) verabschiedet. Die Mitglied-
staaten haben diese Richtlinie bis zum 2. Juli 1988 in 
nationales Recht umzusetzen. 

Die Zuspitzung der ökologischen Krise, die neben of-
fenkundigen Katastrophen durch eine schleichende 
Umweltvergiftung (Grundwasserverseuchung, Bo-
denbelastung, radioaktive Niedrigstrahlung) charak-
terisiert ist, erfordert eine grundlegende Neuorientie-
rung der Umweltpolitik. Sie bedarf nicht nur der Be-
reitschaft von Staat, Wirtschaft und Bevölkerung, um-
weltgefährdende Verhaltensweisen, Aktivitäten und 
Projekte zu unterlassen, sie bedarf auch neuer Instru-
mente, um Gefahren für die Umwelt frühzeitig zu er-
kennen. Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) — 
sachgemäß gehandhabt — ist ein solches Instru-
ment. 

Umweltverträglichkeitsprüfungen sollen helfen, bei 
Maßnahmen und Vorhaben die zu erwartenden Um-
weltveränderungen zu erkennen, ehe der Eingriff 
stattfindet. Die Umweltverträglichkeitsprüfung zielt 
darauf ab, umweltschädliches Verhalten zu erschwe-
ren und zu verhindern. Die Informationen, die durch 
sie gewonnen werden, dienen dazu, im vorhinein zu 
prüfen, ob der beabsichtigte Eingriff ggf. zugunsten 
der Umwelt modifiziert oder gänzlich unterlassen 
werden kann. Die ernsthaft bet riebene Umweltver-
träglichkeitsprüfung ist ein Instrument konsequenter 
Vorsorgepolitik. Sie zielt in erster Linie auf die Be-
rücksichtigung ökologischer Grundlagen und Folgen 
umwelterheblicher Entscheidungen. Die Umweltver-
träglichkeitsprüfung kann nur dann ein Instrument 
konstruktiver Umweltpolitik sein, wenn folgende 
grundlegende Prinzipien eingehen: 

Die UVP muß präventiv wirken, d. h. sie soll die um-
weltrelevanten Auswirkungen einer geplanten Maß-
nahme nicht erst dann ermitteln, wenn deren Realisie-
rung längst feststeht. Die ist mithin ein Instrument der 
Vorsorgepolitik. 

II. 

Die UVP muß medienübergreifend angelegt sein, d. h. 
jede umweltrelevante Aktivität muß auf ihre Folgen 
für den Menschen, Boden, Wasser, Klima, Luft, Flora, 
Fauna und die sonstigen Elemente und Bereiche der 
Umwelt untersucht werden. Die UVP ist mithin eine 
querschnittsorientierte Aufgabe. 

III. 

Die UVP muß wissenschaftlich durchgeführt werden, 
d. h. sie muß systematisch und interdisziplinär ange-
legt sein. Dazu ist es unbedingt notwendig, einen 
Mindeststandard zu formulieren, um einen Miß-
brauch des Begriffs UVP zu verhindern. 

IV. 

Im Rahmen der UVP müssen Alternativen geprüft 
werden, d. h. es müssen zu einem Projekt sowohl De-
tailalternativen (z. B. anderer Standort) als auch 
grundsätzliche Alternativen (z. B. Verbesserung des 
öffentlichen Personennahverkehrs statt Straßenbau) 
untersucht werden. Dies sollte immer auch die Null-
variante einschließen. 

V. 

Die UVP muß größtmögliche Mitspracherechte für die 
Öffentlichkeit gewährleisten, d. h. der interessierten 
Öffentlichkeit und hier insbesondere den Umweltver-
bänden sind umfassende Beteiligungsrechte zu einem 
möglichst frühen Zeitpunkt zuzugestehen. Die Betei-
ligung muß während des gesamten Verfahrens ge-
währleistet sein (Festlegung des Untersuchungsrah-
mens, Diskussion und Interpretation der Ergebnisse, 
Abwägung). 

VI. 

Die UVP muß Transparenz schaffen, d. h. die UVP 
muß Entscheidungsprozesse nachvollziehbar und ggf. 
anfechtbar machen. Exklusive Verhandlungen zwi-
schen Planungsträger und Genehmigungsbehörde 
müssen ausgeschlossen sein. Es muß das uneinge-
schränkte Akteneinsichtsrecht für jeden Mann/jede 
Frau gelten. 

VII. 

Für die Ergebnisse der UVP muß es eine Berücksich-
tigungspflicht im Rahmen des Abwägungsprozesses 
mit anderen Interessenten geben, d. h. die Entschei-
dungsbehörde hat die Ergebnisse der UVP zu berück-
sichtigen. Sie kann davon abweichen, muß diese Ab-
weichung aber glaubhaft begründen. Gegen die Ent-
scheidung der Genehmigungsbehörde muß grund-
sätzlich eine Klagemöglichkeit der Umweltverbände 
bestehen — die sogenannte Verbandsklage. 

Die Vorschriften des UVP-Gesetzes gelten für alle 
Entscheidungen über umwelterhebliche Tätigkeiten, 
die im Zusammenhang mit Verwaltungshandeln ste-
hen: Dies schließt sowohl Projekte (z. B. Deponie-
standortwahl) als auch Pläne (z. B. Raumordnungs-
pläne) und Programme (z. B. Subventions- oder For- 
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schungsprogramme) ein. Ausnahme hiervon ist, sollte 
das Kriterium der Umweltverträglichkeit erfüllt sein, 
grundsätzlich nicht möglich. Dies gilt auch für den 
Bereich der „militärischen Anlagen" . Der vorliegende 
Gesetzentwurf orientiert sich auch an dem Kriterium 
der Handhabbarkeit. Die Einführung von Umweltver-
träglichkeitsprüfungen soll sich möglichst nahtlos in 
die bestehende Genehmigungs- und Entscheidungs-
verfahren integrieren. Diese weitgehende Eingliede-
rung in bestehende Strukturen darf allerdings nicht zu 
einem Verlust an sachlicher Qualität der Umweltver-
träglichkeitsprüfung führen. Die heute im Regelfall 
vorzufindende untergeordnete Position der Umwelt-
behörden in der Verwaltungshierarchie muß daher 
aufgebrochen werden. Insofern ist ein selbständiges 
UVP-Amt, das sein Selbstvertrauen aus der Qualität 
seiner Arbeit bezieht, dringend notwendig. 

Den im Verfahren beteiligten Behörden verlangt die 
UVP ein hohes Maß an Öffnung ab. Nur kooperativ 
agierende Verwaltungsinstitutionen werden den An-
forderungen einer umfassenden Öffentlichkeitsbetei-
ligung gerecht werden. 

Um den hohen Stellenwert der Umweltvorsorge durch 
die UVP zu dokumentieren und um ein Höchstmaß an 
Rechtsklarheit zu schaffen, ist es dringend geboten, 
ein eigenes UVP-Gesetz zu verabschieden. Nur eine 
solche Gesetzesform gewährleistet auch, daß ein Miß-
brauch des Begriffs „Umweltverträglichkeitsprüfung" 
weitestgehenst ausgeschlossen wird. Das bereits 
heute vorzufindende Begriffswirrwarr — von einer 
Methodik kann keine Rede sein — würde durch Par-
tikularlösungen noch forciert, so daß einheitliche Min-
destanforderungen kaum zu gewährleisten wären. 

Das Ziel des UVP-Gesetzes muß es sein, daß Umwelt-
belange in Zukunft im Rahmen des Abwägungspro-
zesses mit anderen Interessen höherer Stellenwert 
eingeräumt wird. Der heute vorliegende Regelfall, 
nämlich das Ausblenden und Vernachlässigen nega-
tiver Folge- und Nebeneffekte auf unsere natürliche 
Umwelt muß beendet werden. Wer wirklich umfas-
sende Umweltvorsorge will, der muß diese auch ge-
setzgeberisch und institutionell verankern. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 — Grundsatz 

§ 1 begründet die Verpflichtung der Verwaltungsbe-
hörde, jede Entscheidung über eine umwelterhebli-
che Tätigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu 
unterziehen. Dadurch wird der Anlaß für die Durch-
führung von Umweltverträglichkeitsprüfungen for-
muliert und festgelegt, wie die Umweltverträglichkeit 
festzustellen ist. 

Zu § 2 — Geltungsbereich des Gesetzes 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 berücksichtigt bei der Regelung des Gel-
tungsbereiches des Gesetzes, daß es sich bei dem 
Gesetzentwurf um allgemeines Verwaltungsverfah-
rensrecht handelt. Dabei folgt die Vorschrift den Be-
stimmungen des Grundgesetzes über die Regelung 
des Verwaltungsverfahrens bei der Ausführung der 
Bundesgesetze (Artikel 83 ff. GG). Nach Artikeln 84, 
85 GG regelt der Bundesgesetzgeber das Verwal-
tungsverfahren für die bundeseigene Verwaltung und 
für die Bundesauftragsverwaltung durch die Länder. 
Hieran anknüpfend bestimmt Satz 1, daß die Vor-
schriften des Gesetzes für die Behörden des Bundes 
sowie die Behörden der Länder, Gemeinden und Ge-
meindeverbände gelten, wenn diese Bundesrecht im 
Auftrag des Bundes ausführen. 

Führen die Länder Bundesgesetze als eigene Angele-
genheit aus, so regeln sie das Verwaltungsverfahren, 
soweit nicht Bundesgesetze mit Zustimmung des Bun-
desrates etwas anders bestimmen (Artikel 84 Abs. 1 
GG). Diese Kompetenzregelung zugunsten des Bun-
des ist grundsätzlich eng auszulegen (Maunz/Dürig, 
Grundgesetz Artikel 84, RN 6; Bundesverfassungsge-
richtsentscheidung 55, 274, 319 ff.). Sie ist jedoch als 
sogenannte Annexkompetenz zu den einzelnen Sach-
materien anerkannt. Daraus ist aber nicht zu folgern, 
daß der Bundesgesetzgeber Regelungen zum Verwal-
tungsverfahren bei der Ausführung eines Bundesge-
setzes jeweils nur in diesem speziellen Gesetz treffen 
kann. Es besteht vielmehr für den Bundesgesetzgeber 
die Möglichkeit, für den Bereich all jener Bundesge-
setze, in denen er bereits Verfahrensregelungen ge-
troffen hat, eigenständige Gesetze zum Verwaltungs-
verfahren zu verabschieden. Diese Gesetze sind dann 
gleichsam „vor die Klammer" jener Gesetze gezogen, 
für die der Bund die Kompetenz zur Regelung der 
Sachmaterie hat. 

Der Bundesgesetzgeber hätte danach die Möglich-
keit, das UVP-Gesetz auch im Bereich der Länderexe-
kutive abschließend zu regeln, weil der Bund in na-
hezu sämtlichen Umweltschutzgesetzen, Gesund-
heitsschutzgesetzen sowie Bau- und Planungsgeset-
zen von seiner Annexkompetenz Gebrauch gemacht 
und Verwaltungsverfahrensregelungen getroffen 
hat. 

Eine solche generelle Regelung im UVP-Gesetz, wel-
che dem Bundesgesetzgeber in jedem Fall den Vor-
rang vor dem Landesgesetzgeber bei der Regelung 
des UVP-Verfahrens gibt, erscheint aber als ein zu 
weitgehender und vor allem unnötiger Eingriff in die 
föderalistische Struktur der Bundesrepublik Deutsch-
land. Es ist nicht zu übersehen, daß der vorliegende 
Gesetzentwurf das Verwaltungsverfahren in allen 
Einzelheiten regelt und dadurch den Länderverwal-
tungen kaum Handlungsspielraum läßt, wodurch der 
in Artikeln 83, 84 GG festgeschriebene Grundsatz der 
Länderexekutive beeinträchtigt wird. 

Es würde daher in Satz 2 in Anlehnung an § 1 Abs. 2 
und 3 Bundesverwaltungsverfahrensgesetz die An

-

wendbarkeit des UVP-Gesetzes hinsichtlich des lan- 
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deseigenen Vollzugs von Bundesgesetzen auf die 
Bundesländer beschränkt, die noch kein eigenes Lan-
des-UVP-Gesetz eingeführt haben. Die Länder sind 
damit aufgefordert, eigene UVP-Gesetze zu schaf-
fen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 legt den sachlichen Geltungsbereich des Ge-
setzes fest. Damit durch das UVP-Gesetz eine deutli-
che Verbesserung der Umweltsituation erreicht wer-
den kann, ist der Umfang der UVP-bedürftigen Maß-
nahmen möglichst umfassend zu wählen. Daher sind 
prinzipiell alle umwelterheblichen Tätigkeiten, über 
die der Bund bzw. ein Land Entscheidungen trifft, 
einer UVP zu unterziehen. Zur Verdeutlichung wird 
im Gesetz selbst bestimmt, welche Entscheidungen 
den Rahmen für eine UVP bilden können. 

Zur weiteren Bestimmung des Anwendungsbereiches 
ist es nicht nur notwendig, die Entscheidungsformen 
der Verwaltung im einzelnen zu bestimmen. Vielmehr 
muß zugleich bestimmt werden, auf welcher gesetzli-
chen Grundlage die Entscheidungen getroffen wer-
den. Deswegen sind in der Anlage I zu diesem Ge-
setz alle in Betracht kommenden Gesetze abschlie-
ßend geregelt. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 bestimmt, welche Normen Umweltschutz-
vorschriften, Bau- und Planungsvorschriften und 
haushaltsrechtliche Vorschriften im Sinne von Ab-
satz 2 sind. Wegen des Umfanges dieser Aufzählung 
sieht der Gesetzentwurf vor, die zu benennenden Vor-
schriften in einer Anlage zusammenzufassen. Ab-
satz 3 bestimmt weiterhin, daß zu den Vorschriften 
nach Absatz 2 nicht nur die in der Anlage I zu diesem 
Gesetzentwurf aufgeführten Bundesgesetze, sondern 
auch die auf Grund dieser Gesetze ergangenen 
Rechtsverordnungen sowie die zur Durchführung die

-

ser Gesetze erlassenen allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften zählen. 

Diese genaue Aufzählung macht es für die Zukunft 
notwendig, in alle Gesetze, die Umweltschutzvor-
schriften, Bau- und Planungsvorschriften sowie haus-
haltsrechtliche Vorschriften beinhalten, das UVP

-

Verfahren mitaufnehmen, damit gewährleistet wird, 
daß sich das UVP-Verfahren auch auf jene neuen Vor-
schriften erstreckt. 

Zu Absatz 4 

Nach Artikel 1 Abs. 4 der EG-Richtlinie fallen Pro-
jekte, die Zwecken der nationalen Verteidigung die-
nen, nicht unter diese Richtlinie. Jedoch ist nach Arti-
kel 13 der EG-Richtlinie ein Mitgliedstaat nicht daran 
gehindert, ggf. strengere Regeln für den Anwen-
dungsbereich und das Verfahren der UVP aufzustel-
len. Da in der Vergangenheit durch militärische Pro-
jekte häufig schwere und zum Teil irreparable Schä-
den in der Umwelt verursacht wurden, ist es nur kon-
sequent, den Anwendungsbereich der UVP auch auf 
geplante militärische Tätigkeiten auszuweiten. 

Zu § 3 — Begriffsbestimmungen 

§ 3 stellt die Definition einiger in den folgenden Rege-
lungen verwendeten wichtigen Beg riffe voran. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 definiert, was allgemein unter umwelterheb-
licher Tätigkeit zu verstehen ist, wobei die Auslegung 
von Absatz 1 jeweils im Einzelfall erfolgen muß. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 legt abschließend fest, welche Personen-
kreise als beteiligt nach dem UVP-Gesetz angesehen 
werden. 

Zu § 4 — UVP-Amt 

Zu Absatz 1 

Die Durchführung von leistungsfähigen dem Stand 
des Wissens entsprechenden Umweltverträglichkeits-
prüfungen ist nur möglich, wenn dafür gut ausgebil-
dete Fachleute herangezogen werden, die über ange-
messene Arbeitsbedingungen verfügen. Der Gesetz-
entwurf spricht sich daher für die Gründung eines 
UVP-Amtes aus. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 werden weitere Aufgabenbereiche aufge-
zählt, die vom UVP-Amt neben der Durchführung der 
UVP geleistet werden sollen. Die in Nummern 1 und 
12 festgeschriebenen Aufgaben bezwecken eine 
weitgehende Aufklärung der Öffentlichkeit über be-
reits durchgeführte UVP oder über mit dem UVP-Ver-
fahren zusammenhängende Fragen. Durch die in 
Nummer 3 aufgezählten Aufgaben soll der ursprüng-
lich mit dem Instrument der UVP verfolgte Zweck 
überprüft werden, ob die UVE überhaupt in Entschei-
dungen eine wesentliche Rolle gespielt hat. Anhand 
einer Analyse der bereits durchgeführten UVP und 
auf Grund neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse soll 
das UVP-Amt u. U. effektivere Kriterienkataloge und 
Verbesserungsvorschläge erarbeiten (Nummer 4). 
Durch die Veröffentlichungspflicht des Tätigkeitsbe-
richtes und der Vorlagepflicht im Deutschen Bundes-
tag bzw. Landtag nach Nummer 5 soll das UVP-Amt 
Rechenschaft über seine Arbeiten ablegen. 

Da gerade andere Staaten mit der UVP längere Erfah-
rungen haben als die Bundesrepublik Deutschland, ist 
es sinnvoll, die Entwicklung im Ausland zu dokumen-
tieren und sich die Erfahrungen zunutze zu machen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Organisation der Landes-UVP-
Ämter, soweit die Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht durch Landesgesetz eingeführt wurde. 
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Zu Absatz 4 

Durch die Beauftragung anderer Behörden mit der 
Durchführung einzelner oder allgemein umschriebe-
ner Fälle soll eine Dezentralisierung der Aufgabenbe-
wältigung erreicht werden. Dadurch wird zum einen 
eine Entlastung des UVP-Amtes erreicht werden, zum 
anderen aber insbesondere eine größere Ortsnähe ge-
währleistet. Vor Ort können in der Regel genauere 
Aussagen über die geplante umwelterhebliche Tätig-
keit getroffen werden. Als beauftragte Behörde kom-
men insbesondere die Regierungspräsidenten in Be-
tracht. Dem UVP-Amt verbleibt aber eine Koordinie-
rungsfunktion. 

Eine sachlich kompetente und politisch unabhängige 
Arbeit der UVP-Ämter kann nur dann gewährleistet 
werden, wenn sich die Kontrolle auf das rechtmäßige 
Handeln beschränkt. Dagegen üben die UVP-Ämter 
gegenüber den beauftragten Behörden Fachaufsicht 
aus. Sie kontrollieren somit das Handeln der beauf-
tragten Behörden auf ihre Zweckmäßigkeit und 
Rechtmäßigkeit. 

Zu § 5 — Inhalt der Umweltverträglichkeitserklärung 
(UVE) 

Die UVE ist das sachliche Kernstück des UVP-Verfah-
rens. Sie legt die zu erwartenden Umweltbeeinträch-
tigungen nebst ihrer Bewertung und Empfehlungen 
fest. 

Zu Absatz 1 

Die Darstellung und Bewe rtung der zu erwartenden 
Umweltbeeinträchtigung muß möglichst vollständig 
und medienübergreifend angelegt sein. Dies kann nur 
dann gewährleistet sein, wenn die Analyse nach den 
in Absatz 1 aufgezählten Faktoren erfolgt und dabei 
die Zusammen- und Wechselwirkungen zwischen 
den Faktoren aufgezeigt werden. 

Zu Absatz 2 

Bei der Bewertung eines geplanten Eingriffs sind auch 
mögliche Alternativen zu prüfen. Dies schließt sowohl 
Detailalternativen wie auch grundsätzliche Alternati-
ven ein. Hierbei muß auch stets die „Nullvariante" mit 
eingehen, d. h. der Verzicht auf die geplante Tätigkeit 
muß überprüft werden. Damit soll erreicht werden, 
daß die umwelterhebliche Tätigkeit auf ihre Erforder-
lichkeit und Zweckmäßigkeit hin überprüft wird. 

Da in Einzelfällen Alternativprüfungen nicht prakti-
kabel sind, kann das UVP-Amt in begründeten Fällen 
Ausnahmen zulassen. 

Zu Absatz 3 

Die UVE soll nach Maßgabe des jeweiligen Einzelfalls 
nach dem der Anlage II zugrundeliegenden Gliede-
rungsmuster gestaltet sein und auf den nach An-
lage III zusammengestellten Daten beruhen. An-
lage II soll nicht nur eine Hilfestellung für die Erstel

-

lung der UVE bieten, sondern stellt zugleich den Maß-
stab, an dem sich die UVE messen lassen muß. Ferner 
soll sie auch als Grundlage für die gerichtliche Über-
prüfung einer UVP dienen. 

Zu § 6 — Eröffnung des UVP-Verfahrens 

Zu Absatz 1 

Die für die Entscheidung zuständige Behörde eröffnet 
das UVP-Verfahren, sobald sich eine Entscheidung 
abzeichnet, die eine umwelterhebliche Tätigkeit aus-
löst. Damit muß die für die Entscheidung zuständige 
Behörde den Begriff der Umwelterheblichkeit kon-
kretisieren. 

Das Verfahren wird mit der Beauftragung des UVP

-

Amtes eröffnet. Im Zuge der Eröffnung sind vom An-
tragsteller, d. h. vom Träger der beabsichtigten Tätig-
keit, Unterlagen über Art und Ausmaß der beabsich-
tigten Tätigkeit sowie über die zu erwartenden Um-
weltauswirkungen einzurichten. Diese Angaben müs-
sen noch vor der Festlegung des Untersuchungsrah-
mens von der zuständigen Behörde oder vom UVP

-

Amt so ergänzt werden, daß die im nächsten Verfah-
rensschritt ausgelegten Unterlagen den Anforderun-
gen von Anlage III entsprechen. 

Durch die Bagatellklausel in Absatz 1 Satz 2 sollen 
umwelterhebliche Tätigkeiten einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung dann nicht unterzogen werden, 
wenn nur geringe schädliche Gesamtauswirkungen 
auf die Umwelt zu erwarten sind. Mit dieser Klausel 
soll verhindert werden, daß jede umwelterhebliche 
Tätigkeit unabhängig von den Gesamtauswirkungen 
auf die Umwelt einer UVP unterzogen wird. 

Ist sich die für die Entscheidung zuständige Behörde 
darüber im Zweifel, ob es sich bei der zu beurteilen-
den Tätigkeit um einen Bagatellfall handelt, muß sie 
die Stellungnahme des UVP-Amtes dazu einholen. 
Das UVP-Amt soll durch seine Fachkompetenz und 
seine unabhängige Stellungnahme die Zweifel der zu 
entscheidenden Behörde beheben und die Entschei-
dung nicht alleine der Behörde überlassen. 

Die Nichteröffnung eines UVP-Verfahrens kann von 
den Umweltverbänden mittels der Verbandsklage 
(§ 14) gerichtlich überprüft werden. 

Zu Absatz 2 

Das Initiativrecht des UVP-Amtes eröffnet eine wei-
tere Kontrolle der zuständigen Behörde. Unabhängig 
davon, ob Umweltverbände gerichtlich die Eröffnung 
des UVP-Verfahrens einklagen, kann das UVP-Amt 
von sich aus die Eröffnung des UVP-Verfahrens ver-
langen, wenn es von dritter Seite Kenntnis darüber 
erlangt hat, daß ein Entscheidungsprozeß über eine 
umwelterhebliche Tätigkeit eingeleitet worden ist. 
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Zu § 7 — Untersuchungsbefugnisse 

Zu Absatz 1 

Um eine qualitativ ausreichende UVP überhaupt 
durchführen zu können, muß dem UVP-Amt eine aus-
reichende Datengrundlage zur Verfügung stehen. Die 
Datengrundlage ist in der Anlage II festgesetzt. Die 
Anlage II orientiert sich vor allem an den notwendi-
gen Angaben für Projekt-UVP. Sind die untersuchten 
Tätigkeiten keine Projekte, so sind die anwendbaren 
Unterpunkte der Anlage auszuwählen und vertiefend 
zu modifizieren. 

Zu Absatz 2 

An sich hat der Antragsteller der geplanten umwelt-
erheblichen Tätigkeit zu Beginn des UVP-Verfahrens 
die erforderlichen Angaben nach Maßgabe der An-
lage II vorzulegen. Da das UVP-Amt für die Qualität 
der UVE verantwortlich ist, besitzt das UVP-Amt wei-
tergehende Untersuchungsbefugnisse. Das UVP-Amt 
kann daher auch von allen anderen am Verfahren 
Beteiligten verlangen, die erforderlichen Unterlagen 
zu beschaffen. Damit die Unterlagen bzw. Daten vom 
UVP-Amt ohne Behinderung beschafft werden kön-
nen, werden den Auskunftspflichtigen nach Satz 2 
bestimmte Mitwirkungs- und Duldungspflichten auf-
erlegt. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 trägt dem Schutz von Bet riebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen Rechnung. 

Zu Absatz 4 

Ist es nicht möglich, daß der Antragsteller oder andere 
am Verfahren Beteiligte alle geforderten und notwen-
digen Unterlagen erstellen, kann das UVP-Amt von 
sich aus tätig werden und die eingebrachten Unterla-
gen ergänzen. Dies soll jedoch nur dann geschehen, 
wenn für die Beteiligten die Grenze des Zumutbaren 
erreicht ist. 

Zu § 8 — Festlegung des Untersuchungsrahmens 

Die Festlegung des Untersuchungsrahmens ent-
spricht dem Scoping-Prozeß des amerikanischen Ver-
fahrens des Environmental Impact Assessment. Der 
Untersuchungsrahmen legt für den konkreten Fall 
den Informationsbedarf, der durch die Erarbeitung 
der UVE zu bewerkstelligen ist, fest. Ein Scoping-Pro-
zeß ist sinnvoll und erforderlich, da die Anforderun-
gen an eine UVE, die allgemein, d. h. nicht auf eine 
konkrete Maßnahme bezogen, formuliert werden, für 
den Einzelfall der Detaillierung und Konkretisierung 
bedürfen. Zudem bildet der Scoping-Prozeß die Mög-
lichkeit, die Erarbeitung von — für den untersuchten 
Fall  — irrelevanten Angaben zu vermeiden. In der 
Anlage IV sind die zu beachtenden Aspekte für den 
Untersuchungsrahmen festgelegt, die in der UVE im 
einzelnen zu behandeln sind. Der Aufbau und Unter-
suchungsrahmen ist so auszurichten, daß die Erarbei

-

tung einer problemangemessenen und umfassenden 
UVE gesichert ist. 

Über die Festlegung des Untersuchungsrahmens wird 
dann ein Anhörungsverfahren durchgeführt, das dazu 
dient, die Öffentlichkeit zu beteiligen und möglichst 
sachdienliche Informationen einzuholen. Der genaue 
Ablauf des Verfahrens ist in den Absätzen 2 bis 10 so 
detailliert festgelegt, daß auf eine weitere Begrün-
dung verzichtet werden kann. 

Zu § 9 — Erarbeitung der UVE 

Das UVP-Amt soll die UVE nach den Vorgaben des 
Untersuchungsrahmens erarbeiten. Dabei steht es 
dem UVP-Amt grundsätzlich frei, die UVE selbst an-
zufertigen oder sie durch sachkundige Dritte erstellen 
zu lassen. Das UVP-Amt trägt jedoch in jedem Fall die 
volle Verantwortung für Form, Inhalt und Qualität der 
UVE. 

Zu § 10 — Weiterleitung und Erörterung der UVE 

Das UVP-Amt spricht im Rahmen der UVE Empfeh-
lungen aus, die der zuständigen Behörde Entschei-
dungshilfen und Entscheidungsrichtlinien geben sol-
len, wobei das UVP-Amt selbst keine direkte Ent-
scheidungsbefugnis hat. Gleichwohl wird die UVE 
Bestandteil des im Rahmen des Entscheidungsprozes-
ses stattfindenden öffentlichen Erörterungsverfah-
rens. Sie wird damit zu einer eigenständigen Ent-
scheidungsgrundlage, die im Abwägungs- und Ent-
scheidungsprozeß von der Entscheidungsbehörde an-
gemessen zu berücksichtigen ist. 

Wie die Weiterleitung des UVE in das entscheidungs-
setzende Verfahren geschieht, hängt von der Struktur 
des Verfahrens ab. In Absatz 1 geht es um Entschei-
dungen, für die ein förmliches Verfahren durchge-
führt wird. Die UVE wird hier Gegenstand des zuge-
hörigen Anhörungsverfahrens. Absatz 2 regelt die 
Entscheidungen, für die bisher kein öffentliches Erör-
terungsverfahren vorgesehen ist. Um zu gewährlei-
sten, daß die UVE öffentlich erörtert wird, führt das 
UVP-Amt in eigener Verantwortung eine öffentliche 
Erörterung im Sinne von § 9 durch. Auf der Grundlage 
der Erörterung wird die UVE der für die Entscheidung 
federführenden Stelle zugeleitet. 

Zu § 11 — Bindungswirkung der UVE 

Zu Absatz 1 

Damit die UVP nicht auf eine Alibi-Veranstaltung re-
duziert werden kann, legt § 12 fest, daß die in der UVP 
festgestellten Tatsachen die für die Entscheidung zu-
ständige Stelle binden. Von diesen festgestellten Tat-
sachen kann nur im Einvernehmen mit dem UVP-Amt 
abgewichen werden. 
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Zu Absatz 2 

Die in der UVE getroffene Bewertung und Empfeh-
lung müssen von der für die Entscheidung zuständi-
gen Stelle berücksichtigt werden. Kommt die Behörde 
zu anderen Erkenntnisse bzw. Bewertungen, müssen 
diese Abweichungen in der Entscheidung schriftlich 
'begründet werden. Durch die Bindungswirkung soll 
einer Aufweichung der Kontrollgenehmigung zugun-
sten der abwägenden Genehmigung entgegenge-
wirkt werden. 

Zu § 12 — Auslandsberührung 

UVP können und dürfen nicht an Ländergrenzen halt-
machen. Deshalb sind ausländische Staaten und de-
ren Bewohner am Verfahren der UVP unmittelbar und 
angemessen zu beteiligen, sofern die umwelterhebli-
che Tätigkeit Auswirkungen auf andere Staaten ha-
ben kann. 

Zu § 13 — Akteneinsichtsrecht 

Eine sachliche und fundierte Diskussion ist nur mög-
lich, solange keine Informationsmonopole bestehen. 
Jede/r soll deshalb das Recht haben, alle das UVP

-

Verfahren betreffenden Akten einzusehen. Das UVP

-

Gesetz enthält keine umfassende Einführung des Ak-
teneinsichtsrechts. Dies muß in einem gesonderten 
Gesetz geschehen. Hierzu und zur weiteren Begrün-
dung wird auf den Gesetzentwurf der Fraktion DIE 
GRÜNEN (Drucksache 11/52) verwiesen. 

Zu § 14 — Verbandsklagerecht 

Zu Absatz 1 

Das Verbandsklagerecht soll den anerkannten Um-
weltschutzverbänden die Möglichkeit sichern, Ver-
stöße gegen dieses Gesetz, insbesondere bei der Fest-
stellung einer Umwelterheblichkeit und damit bei der 
Eröffnung des Verfahrens, bei der Öffentlichkeitsbe-
teiligung, bei der Festlegung des Untersuchungsrah-
mens, bei der inhaltlichen Ausgestaltung der UVE 
und bei der Umsetzung der UVE in eine Entscheidung 
auf dem Verwaltungsgerichtsweg zu korrigieren. Das 
UVP-Gesetz enthält keine umfassende Einführung 
des Verbandsklagerechts. Dies muß in einem geson-
derten Gesetz geschehen. Hierzu und zur weiteren 
Begründung wird auf den Gesetzentwurf der Fraktion 
DIE GRÜNEN (Drucksache 11/1153) verwiesen. 

Zu Absatz 2 

Die Umweltschutzverbände sollen zugleich nicht aus 
finanziellen Gründen gehindert werden, die ihnen 
durch das UVP-Gesetz zuerkannten Rechte und 
Pflichten wahrzunehmen. Aus diesem Grunde wer-
den ihnen die entstehenden Kosten erstattet. 

Zu § 15 — Gebühren 

Das UVP-Gesetz legt dem Antragsteller bewußt nicht 
die Pflicht auf, die UVP selbst anzufertigen, was im 
Sinne des Verursachungsprinzips durchaus gerecht-
fertigt wäre. Es nimmt an, daß eine gut ausgestattete 
Behörde die UVE besser erstellt als ein Antragsteller, 
der der UVP im Konfliktfall vermutlich ein geringeres 
Gewicht beimißt als dem von ihm angestrebten Vor-
haben. Dennoch soll der Antragsteller, der zugleich 
„Verursacher" der UVP ist, angemessen an den Ko-
sten der UVP beteiligt werden. Dies geschieht durch 
eine Gebühr. Für die Bemessung der Gebührenhöhe 
ist eine Gebührenordnung aufzustellen. 






